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fristigen Ziele der USA hinsichtlich der Nutzung der Reich- 
tümer des Meeresbodens außerhalb der Grenzen der natio­
nalen Jurisdiktion dargelegt. In der Erklärung wird darauf 
verwiesen, daß die USA nach wie vor nicht bereit sind, die 
UN-Seerechtskonvention zu unterzeichnen. Zugleich wird die 
Absicht der USA verkündet, sich die Ressourcen des Tiefsee­
bodens ungeachtet der Tatsache anzueignen, daß diese zum 
gemeinsamen Erbe der Menschheit gehören und nur in 
Übereinstimmung mit der Seerechtskonvention genutzt wer­
den dürfen.15

Die Staaten der sozialistischen Gemeinschaft sowie die 
Mitglieder der „Gruppe der 77“ in der Vorbereitungskom­
mission für die Internationale Meeresbodenbehörde haben 
diese Absichten der USA entschieden verurteilt. Sie bekräf­
tigten erneut den Standpunkt, daß Staaten, die die Seerechts­
konvention nicht unterzeichnen und die nicht gewillt sind, 
die Verpflichtungen aus der Konvention zu übernehmen, kei­
nerlei Rechte oder Vergünstigungen aus der Konvention, wie 
z. B. das Recht zur Nutzung der lebenden oder mineralischen 
Ressourcen der Meere, in Anspruch nehmen dürfen.

Die Versuche der USA, die Seerechtskonvention durch 
eine Reihe einseitiger Maßnahmen zu den wichtigsten Fra­
gen der Weltmeere und durch separate Abmachungen mit 
bestimmten Ländern zu diesen Fragen zu ersetzen, sind ein 
integrierender Bestandteil der Außenpolitik der gegenwär­
tigen USA-Regierung, deren Ziel es ist, zum Schaden der 
Interessen anderer Staaten einseitige Vorteile zu erlangen, 
die Konfrontation zu vergrößern und die internationale Lage 
zu verschärfen.1 11.6 Diese Handlungen der USA stehen auch im 
offenen Widerspruch zu der auf der 37. Tagung der UN- 
Vollversammlung mit überwältigender Mehrheit angenom­
menen Resolution 37/66 vom 3. Dezember 1982, in der die 
Regierungen aller Staaten aufgefordert wurden, sich jegli­
cher Handlungen zu enthalten, die die Seerechtskonvention 
verletzen oder ihren Aufgaben und Zielen schaden können.

Erklärungen von Staaten im Zusammenhang 
mit der Unterzeichnung der* Seerechtskonvention

Verschiedene Staaten, darunter Algerien, Brasilien, Finn­
land, Frankreich, Griechenland, Iran, die Philippinen, Schwe­
den, Uruguay und Jemen, haben bereits bei der Unterzeich­
nung der Konvention von ihrem Recht gemäß Art. 310 Ge­
brauch gemacht, beim Depositar der Konvention schriftliche 
Erklärungen zu hinterlegen, die das Ziel haben, ihre Ge­
setze und Vorschriften mit der Konvention in Übereinstim­
mung zu bringen. Solche Erklärungen dürfen jedoch nicht 
die Rechtswirksamkeit der Konvention in ihrer Anwendbar­
keit auf den betreffenden Staat ausschließen oder modi­
fizieren.

Die DDR, die UdSSR und andere sozialistische Staaten 
haben bei der Unterzeichnung der Konvention noch keine 
substantiellen Erklärungen gemäß Art. 310 abgegeben; sie 
haben sich jedoch ausdrücklich — die DDR auch in einer 
schriftlichen Erklärung gegenüber dem Depositar — das 
Recht Vorbehalten, im Zusammenhang mit der Ratifikation 
Erklärungen gemäß Art. 310 abzugeben sowie ihre Auffas­
sung zu Erklärungen darzulegen, die von anderen Staaten 
bei der Unterzeichnung, der Ratifikation oder beim Beitritt 
zur Konvention hinterlegt wurden.

Die DDR und andere sozialistische Staaten haben bei der 
Unterzeichnung der Konvention lediglich Erklärungen über 
die von ihnen gewählten Verfahren der friedlichen Beilegung 
von Streitfällen über die Auslegung oder Anwendung der 
Konvention beim Depositar hinterlegt. Danach erkennt die 
DDR für die Beilegung von Streitfällen, die die Auslegung 
oder Anwendung der Konvention betreffen und die von den 
beteiligten Staaten nicht durch andere, zwischen ihnen ver­
einbarte Mittel der friedlichen Streitbeilegung beigelegt wer­
den können, ein in Übereinstimmung mit Anlage VII zur 
Konvention zu bildendes Schiedsgericht als zuständig an. Für 
Streitfälle über die Fischerei, den Schutz und die Erhaltung 
der Meeresumwelt, die wissenschaftliche Meeresforschung 
und die Schiffahrt (einschließlich der Verschmutzung durch 
Schiffe) wird die DDR ein gemäß Anlage VIII zur Konven­
tion zu bildendes besonderes Schiedsgericht akzeptieren. In

Fragen der unverzüglichen Freigabe von Schiffen und Besat­
zungen erkennt die DDR die Zuständigkeit des Internatio­
nalen Seegerichtshofs an.

Die DDR hat erklärt, daß sie keinerlei obligatorische 
Streitbeilegungsverfahren mit bindenden Entscheidungen an­
erkennt
— für Streitfälle über die Abgrenzung von Seegebieten,
— für Streitfälle, die militärische Tätigkeiten betreffen,
— für Streitfälle, bei denen der UN-Sicherheitsrat die ihm 

durch die UN-Charta übertragenen Funktionen ausübt.17

Mit der Unterzeichnung der neuen Seerechtskonvention durch 
die große Mehrheit der Staaten und den bisherigen Folge­
maßnahmen sind die Arbeiten zur Schaffung einer neuen, 
umfassenden Völkerrechtsordmmg auf den Weltmeeren noch 
nicht abgeschlossen. Dieses anspruchsvolle Ziel wird erst er­
reicht sein, wenn die Seerechtskonvention in Kraft getreten 
ist und weltweite Anwendung findet. Aber bereits gegen­
wärtig stellt die Seerechtskonvention ein ernstes Hindernis 
für diejenigen imperialistischen Staaten dar, die versuchen, 
eine Politik der Willkür und des Diktats auf den Meeren zu 
betreiben. Die auf die gleichberechtigte internationale Zu­
sammenarbeit bei der friedlichen Nutzung der Meere und 
ihrer Ressourcen gerichteten Festlegungen der Konvention 
sind Ausdruck der Rechtsüberzeugung der überwältigenden 
Staatenmehrheit, einschließlich der Mehrheit der kapitalisti­
schen Länder.

Der Präsident der Seerechtskonferenz stellte deshalb auf 
der Abschlußsitzung unter großer Zustimmung nahezu aller 
Konferenzteilnehmer fest, daß jeder Versuch irgendeines 
Staates, die Ressourcen des Tiefseebodens unter Umgehung 
der in der Seerechtskonvention festgelegten Rechtsordnung 
auszubeuten, weltweit von der internationalen Gemeinschaft 
verurteilt werden und schwerwiegende politische und recht­
liche Konsequenzen nach sich ziehen würde.18 Die neue See- 
rechtskonvention gereicht keinem zum Schaden. Sie sollte 
deshalb unverzüglich von a l l e n  Staaten unterzeichnet und 
ratifiziert werden.
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